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Verkündet

am4■ßf"Dezember1957 In bachen

Klägers und Revisionéklägers9

gegen

Beklagte und Revisionsbeklagte„

hat der 7„ Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 19„ Dezem—

ber 1957

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des Landes—

sozialgerichts Berlin vom 18„ Oktober 1956

wird zurückgewiesen„

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu er—

statten°
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Der Kläger, Inhaber eines Unternehmens zur Herstellung aus—
'gewählter Süßwaren in BerlinJ ist Mitglied der Berufsgenos—

senschaft Nahrungsmittel und Gaststätten und der bei ihr
_

errichteten Familienausgleichskasse„ Auf Grund des 5 29 des

Kindergeldgesetzes (KGG)‘in Verbindung mit 5 738 der Reichs—
.versieherungsordnung (RVG) war er von deren Geschäftsstelle

Berlin zur Selbsterrechnung und Überweisung der Vorauszahlung -
auf den Beitrag für das uehr 1955 aufgefordert werden° Da er
dem nicht nachgekommen war, hatte die Familienausgleichs—

kasse ihm mit Erinnerung vom 26„ September 1955 mitgeteilt,
daß sie die Vorauszahlung auf der Grundlage der Beitrags—

bereehnung zur Berufsgenossenschaft für 1954 für den Kläger

selbst und seine 16 Betriebsangehörigen auf 17 mal 27 = 459
DM festgesetzt habe° Auf die Erwiderung des Klägers, er

habe?

eine Veranlagung bisher nicht erhalten, schickte ihm die -"

Familienausgleiohskasse mit Schreiben vom 10, Oktober 1955

eine Zweitschrift ihrer Erinnerung als Zahlungsauffcrderung

im Sinne der Reicthersichsrungs0rdnung°

Den Widerspruch des Klägers wies die Widerspruchsstelle mit

Bescheid vom 220 November 1955 zurück, stellte dabei aber

fest‚ daß er selbst nach der finenzamtlichen Bescheinigung
über ein Einkommen unter 4800 DM von der Beitragspflicht be—

freit sei und die Vorauszahlung somit 432 DM betrage„

Hiergegen erhob der Kläger Klage beim Sozialgericht Berlin

mit der Begründung, des Kindergeldgesetz und das Kindergeld—

anpassungsgesetz verstießen gegen den Gleichheitssatz des

Art„ 3 in Verbindung mit Art„ 19 Abs„ 2 des Grundgesetzes

(GG)„ Die Verpflichtung zur Aufbringung der Mittel gemäß
den 55 10, 11 KGG stelle eine unzulässige Sonderhelastung

eines begrenzten Kreises von Staatsbürgern für allgemeine

Zwecke dar°
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Das Sozialgericht Berlin wies mit Urteil vom 8„ Mai 1956 die

Klage ab" Nach seiner Auffassung gibt es keinen verfassungs—

mäßig geschützten Rechtssatz, daß Mittel für "staatsnotwendig

erkannte" Aufwendungen zu Gunsten einzelner oder bestimmter

Bevölkerungsschichten gleichmäßig durch die Allgemeinheit‘auf—

zubringen seien° Ein Verstoß gegen Art° 3 GG wurde verneint°

In seiner Berufung hiergegen wies der Kläger des weiteren auf

das Gutachten der Hans—Soldan-Stiftung hin und machte auch

dessen Ausführungen insbesondere zu der Gesetzgebungsbefugnis

des Bundes sowie der Stellung und Funktion des Gesamtverbandcs

der Familienausgleichskassen zu seinen eigenen„ ' '

Das Landessozialgericht Berlin wies mit Urteil vom 18„ Oktober
1956 die Berufung zurück„

Es hat die Verfassungsmäßigkeit des Kindergeldgesetzes bejaht

und die Gesetzgebungszuständigkcit des Bundes hierzu aus Artq74

Nr„ 7 und 11 GG hergeleitet. In Nr„ 7_sei das Verfassungsrecht
nicht an den engeren verwaltungsrechtlichen Begriff der öffent«

lichen Fürsorge im Sinne einer vom Staat getragenen und aus
staatlichen Mitteln gewährten Fürsorge, die immer an materielle

Hot anknüpfe, gebunden.. Auf Nr„ 11, wonach das Recht der Wirt-—
schaft zur konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes zählei könne

das Kindergeldgesetz gestützt werden, da nach dem Urteil des '

Bundesverfassungsgeriehts vom 20„ Juli 1954 diese Vorschrift

auch Bundesgesetze umfasse, die ordnend und 1ehkend in das

Wirtschaftsleben eingriffen° Das Kindergeldgesetz verwirkliche

im übrigen den im Art„—6 GG ausgesprochenen Grundsatz des be—

sonderen Schutzes der Familie9 indem es durch Einführung des

Leistungslohnes auf einen gerechten Soziallohn einen Ausgleich

der Lasten kinderreicher Familien schaffe°
,

Eine Verletzung des Gleichheitssatzes hat das Landessozial—

gericht mit dem Hinweis verneint, daß der Sinn des Kindergeld—
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gesetzes, dem schaffenden Menschen einen gewiSsen Ausgleich

der Familienlasten zu gewähren, es rechtfertige, daß dafür
Leistungen von seiner Berufsgemeinschaft gefordert werden°

Die geldliche Stärkung der im Wirtschaftsleben stehenden Per—

sonen komme letzten Endes den Trägern der Wirtschaft zu Gute

und rechtfertige damit die Auferlegung der Mehrlast an sie°

Die Mehrbelastung der Industrie zu Gunsten der Landwirtschaft

sei durch deren "konjunkturmäßig schwächere“ Stellung berech-

tigt, deren Ausgleich eine dem Gesetzgeber zuzubilligende

Wirtschaftslenkungsmaßnahme darstelle°

Die Auédehnung des Kreises der Bezugsberechtigten auf die

' Personen, die aus einer mindestens ein Jahr ununterbrochen

III°

ausgeübten Erwerbstätigkeit ausgeschieden seien, lasse sich

aus dem Gesichtspunkt der Ausstrahlung rechtfertigen°

Der Gleichheitssatz sei nicht dadurchverletzt, daß die Bei-"
tragserhebung auf die Entgeltsumme oder die Kopfzahl der Ver—'

sicherten abgestellt sei, weil das Kindergeldgesetz dies der

Satzung der Familienausgleichskasse überlassé, sie aber grund—

sätzlich an die für die Berufsgenossensehaften geltenden Vor—

schriften der Reichsversicherungsordnung und ihre Änderungs—,
Ergänzungs_ und Durchführungsbestimmungen binde° Daß diese
Üerfaseungswidrig seien, sei bisher nicht behauptet werden"

Die streitige Vorschußerhebung gründe sich auf den Beschluß

-der Vertreterversammlung und beruhe auf 5 29 KGG in Verbindung

mit 9 738 RVO‚ Eine Überschreitung oder ein Mißbrauch des
Ermessens sei nicht ersichtlich„ j

Revision ist zugelassen wordena-

Der Kläger hat gegen das ihm am 220 November 1956 zugestellte

Urteil durch seinen Prozeßbevollmächtigten mit Schriftsatz

vom 19„ Dezember 1956 — beim Bundessozialgericht eingegangen

am 20„ Dezember —Revision eingelegt und beantragt, das ans
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gefochtene Urteil, das Urteil des Sozialgerichts Berlin und"

die Bescheide der Beklagten vom 100 Oktober und 22„ Novem—

ber 1955 aufzuheben„ Mit Schriftsatz vom 16° Februar 1957

— beim Bundessozialgericht eingegangen am 19° Februar - hat

er die Revision nach Verlängerung der Begründungsfrist be—

gründet (@ 164 Abs‚ 1 Satz 2 des Sozialgerichtsgesetzes —
SGG «)„ —

Er bestreitet darin zunächst die Gesetzgebungszuständigkeit

des Bundes gemäß Art" 74 Nr„ 7 GG, da die öffentliche Fürsorge

stets eine Notlage zur Voraussetzung habe, die Gewährung des

Kindergeldes jedoch nicht von der Hilfsbedürftigkeit abhänge„

Die Fürsorge sei schlechthin ein ethischer Begriff, der keine
Aufspaltung in eine verwaltungsrechtliche und verfassungs—

rechtliche Betrachtungsweise vertrage° Das Kindergeldgesetz

könne aber auch nicht auf Arto 74 Nr° 11 GGgestützt werden,
da es ein soziales Problem außerhalb des Wirtschaftslebens
behandeleo Im Gegensatz zur Weimarer Verfassung, die der Be—

völkerungspolitik einen besonderen Platz eingeräumt habe, sehe

das Grundgesetz einen Schutz kinderreicher Familien nicht vor„

- Ebensowenig könne die Gesetzgebungsbefugnis aus Art° 74'Nr„12

GG hergeleitet_Werden, weil das Kindergéldgesetz nicht zum
_Bereich der Sczialversicherung im überkommenen Sinne und nicht

zum Arbeitsrecht gehöre„ Die Zuständigkeitszuweisungen an den
Bundesgesetzgeber seien eng auszuleg'en° Auch unter Art° 6 und

105 GG könne das Kindergeldgesetz nicht eingereiht werden„

In jedem Falle verstoße es aber gegen den Gleichheitssatz des

Art„ 3 GG° Es sei als willkürlich zu bezeichnen, daß die Lasten

' statt der Allgemeinheit allein den Unternehmern aufgebürdet

würden° Sie trügen im übrigen schon durch ihre Steuern zur

'Besserstellung kinderreicher Familien bei„ Als Verstoß gegen
den Gleichheitssatz sei auch die Befreiung der Arbeitnehmer

von der Beitragspflicht anzusehen° Eine "absolut willkürliche

Behandlung" sei darin zu erblicken, daß im öffentlichen Dienst
Kindérzulagen schon vom ersten Kind an gewährt würdena das
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Kindergeld in der Privatwirtschaft dagegen erst von dritten

Kind an zustehe° '

Willkürlich sei weiter die Art der Aufbringung der Mittel

nach der Kopfzahl der Beschäftigten wie-die Bemessung nach

der Lohnsumme= Auch die Bevorzugung der Landwirtschaft ver—
stoße gegen Art° 3 GGe

Im übrigen sei durch das Gesetz eine nach dem Grundgesetz

unzulässige Mischverwaltung geschaffen werden„

Die Beklagte hat mit Schriftsatz vom 7„ März 1957 beantragt‚

die Revision zurückzuweisen„ Sie hält die Gesetzgebungsbefug—

nis des Bundes auf Grund des Art„ 74 Nro ?, 11 und 12 GG für
gegeben und einen Verstoß gegen Art° 3 GG für unbegründeto

Mit Schriftsatz vom 14° Juni 1957 hat der Kläger seine Auf—

fassung durch weitere Ausführungen ergänzt und Abschrift eines

Schreibens des Bundesministers für Familienfragen vom 8f Jan

nuar 1957beigefügt „
‘

Nach % 28 KGG entscheiden die Gerichte der Sozialgerichts—

barkeit über öffentlich—rechtliche Streitigkeiten in Angele—

genheiten des Kindergeldgesetzes„ Um eine solche Streitig—

keit handelt es sich hier° Die Revision ist durch das Landese

sozialgericht zugelassen werden und‘demgemäß nach $ 162 Abs„l

Nr„ 1 SGG statthaft„ Sie ist auch frist— und formgerecht eine

gelegt und begründet werden, konnte aber keinen Erfolg haben„

Die Revision hält die Verwaltungsakte der Beklagten für rechts

widrig, weil das Kindergeldgesetz gegen das Grundgesetz ver—
stoße„

-—

Nach Art„ 20 Abs„ 3 GG ist die Rechtsprechung an Gesetz und

Recht gebunden„ Der Richter ist deshalb7 bevor er seine Ent—

__ 7 _
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scheidung auf eine Vorschrift stützt, nicht nur berechtigt„

sondern sogar verpflichtet zu prüfen, ob sie rechtens ist°

Bei der Frage‚ ob ein Bundesgesetz verfassungswidrig ist‚ hat

das Grundgesetz als Maßstab zu gelten° für die Prüfung der Ver»
-fassungsmäßigkeit als Incidentfrage ist der erkennende Senat

im Wege der'konkreten Normenkontrolle zuständig (vgl„ Beschlul

des BVerfG„ vom 190 2„ 1957, DÖV 1957 8° 712, und Geiger‚_
Kommentar zum Gesetz über das Bundesverfassungsgericht‚ Vorbew

merkung vor'ä 76 Nr„ 2)° Nur wenn das Gericht das Gesetz, auf

dessen Gültigkeit es bei der Entscheidung ankommt, für ver-
fassungswidrig halten würde, müßte es gem„ Art° 100 Abs° 1 GG

in Verbindung mit 5 80 des Gesetzes über das Bundesverfassungs—

gericht vom 120 März 1951 (BGBl„ I S„ 243) das Verfahren aus—
setzen und im Wege der abstrakten Normenkontrolle die Entschei—
dung des Bundesverfassungsgerichts einholen° Der Senat ist aber

der Auffassung, daß die Kindergeldgesetzgebung zur konkurrie—

renden Gesetzgebung des Bundes gehört‚ und hat auch eine Ver—

letzung des Gleichheitssatzes, die ggf„ zur Unwirksamkeit der

Kindergeldgesetze hätte führen müssen, verneint° Deshalb konn—

te er in der Sache selbst entscheiden°

‚Er war daran auch nicht durch den Umstand gehindert9 daß der

Kläger in West—Berlin ansässig ist und damit der Kindergeld—

gesetzgebung für das Land Berlin unterfällt„ Denn nach der

Berlin—Klausel (% 38 KGG) gilt das Kindergeldgesetz auch im
Lande Berlin und ist-durch das Übernahmegesetz vom 26„ Novem-

ber 1954 (GVB1„ Berlin s„ 656) in Berlin als anwendbar erklärt
werden, demnach revisibles Recht° Eines näheren Eingehens auf

die Ausführungen des Urteils des Landessozialgerichts bedurfte

es deshalb insoweit nicht, auch nicht im Hinblick auf den Be—
schluß des Bundesverfassungsgerichts vom 25„ Oktober 1951
(BVerfGE 1 8° 70), der den Grundrechtsteil des Grundgesetzes

als für West—Berlin gültig bezeichnet„ “

Vo Hinsichtlich der Gesetzgebungsbefugnis des Bundeséist von zwei

_ 8 _
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wesentlichen Grundsätzen auszugehen, die das Bundesverfas—

sungsgericht aufgestellt hat: "Ein Gesetz ist nicht ver—

fassungswidrig, wenn eine Auslegung möglich ist, die im Ein—
klang mit dem Grundgesetz stehto Denn es spricht nicht nur

eine Vermutung dafür, daß ein Gesetz mit dem Grundgesetz

‘ vereinbar ist, sondern das in dieser Vermutung zum Ausdruck

kommende Prinzip verlangt auch im Zweifel eine verfassungs■

konforme Auslegung des Gesetzes" (Beschluß vom 7,5519559

BVerfGE° 2 S‚ 266 12827) und weiter: " Die einzelne Ver—
fassungsbestimmung kann nicht isoliert betrachtet und allein

aus sich heraus ausgelegt werden„ Aus dem Gesamtinhalt der

Verfassung ergeben sich gewisse verfassungsrechtliche Grund—

sätze und Grundentscheidungen, denen die einzelnen Verfas—

sungsbestimmungen untergeordnet sind„ Diese sind deshalb so
auszulegenD daß sie mit den elementaren Verfassungsgrundw

sätzen und Grundentseheidungen des Verfassuhgsgesetzgebers

vereinbar sind” (Südweststaat — Urt v„23„10„1951, BVerfGE° 1

3° 15, 4„ Leitsatz)„ '

Unzweifelhaft gehören die Kindergeldgesetze nicht zur aus—
schließlichen Gesetzgebung des Bundes nach Art° 73 GG, da

sie nicht unter die dort aufgezählten Gebiete fallenn Da-

gegen ist nach Auffassung des Senats die Befugnis des Bundes

aus der konkurrierenden Gesetzgebung nach Art, 74 GG gegeben,

und zwar aus den Nummern ? {öffentliche Fürsorge) und 12

(hier: Sozialversicherung)a

Zu prüfen iéf deshalb zunächst, welchen Inhält der Begriff
"öffentliche Fürsorge" hate '

Maßgebend für die Auslegung einer Gesetzesvorsehrift ist der

in ihr zum Ausdruck kommende objektivierte Wille des Gesetz—

gebers, so wie er sich aus dem Wortlaut der Gesetzesbestim—

mung und dem Sinnzusammenhang ergibt, in den diese hineinge—

stellt ist° Nicht entscheidend ist dagegen‘die subjektive
Vorstellung der am Gesetzgebungsverfehren beteiligten Organe

„ 9 „
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oder einzelner ihrer Mitglieder über die Bedeutung der Be-‘ -

stimmung (BVerfGE° 1 8° 299 ff 15127)„

Allein aus dem Wortlaut der Nr„ 7 ist der Wille des Gesetz—

gebers allerdings nicht eindeutig zu erkennen°

Der Kläger ist in Übereinstimmung mit dem Gutachten der Hans—

Soldan-Stiftung und dem Ergänzungsgutachten dazu (bei Schmel—

cher, Beiträgepflicht des Chefarztes nach dem Kindergeldge«

setz?‚ in "Der Krankenhauserzt',1957 S„_22), mit Schnitzler

(uns 1956,3° 712)undSievers (NJW1957s.] 441) der Auffas—
sung, das Kindergeldgesetz könne nicht zum Begriff der öffent—

lichen Fürsorge gerechnet werden, da hierunter nur die staat_

lich geleitete und aus staatlichen Mitteln gewährte Hilfe bei

Einzelnotlage verstanden werden könne„ Richtig ist, daß diese

vagren2ung auf die Verordnung über die Fürsorgepflicht vom_

13„ Februar 1924(BGBl° I s„ 100) mit denReichsgrundsätzen
über Voraussetzung, Art und Maß der öffentlichen Fürsorge vom

1„ August 1951 (ncsio I so 441) _ beide in.der Fassung des '

Änderungsgesetzes vom20„ August 1953 (BGBl„ 80 967) - zu—
trifft° Sie war das Ergebnis einer Fortentwicklung der frühe—

ren Armenpflege ohne deren diskriminierende Wirkungen (Ver—

lust des Wahlrechts) und hatte seit dem ersten Weltkrieg zu

einer wesentlichen Ausweitung dieses Aufgabenkreises geführt„

Aber der ihr zu Grunde liegende verwaltungsrechtliche Ben

griff der öffentlichen Fürsorge mit dem Grundsatz der Sub—

sidiarität und der Voraussetzung der Hilfsbedürftigkeit deckt

sich nicht mit dem verfassungsrechtlichen im Art° 74 Nr„ ? GG„

Dieser geht weiters.

Zutreffend hat Klumker schon 1927 in seinem Artikel "Fürsorge—

wesen" im Handwörterbuch der Staatswissenschaften (Bd‚ 4 S„534)

darauf hingewiesen9 daß die Bezeichnung "Fürsorge" ein bun—

tes Gemisch von Armen—, Kulturpflege und Sozialpolitik daref
.

stelle° Und auch jetzt ist dieser Begriff kein einheitlichero

« 10 _
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„ 10 „‘

Seine Bedeutung ergibt sich jedoch aus dem Sinnzusammenhang‚

in den die Vorschrift im Art„ 74 GGhineingestellt ist„

In den Nr'n° 6, ?, 10 und 12 dieses Artikels wird dem Bunde

die Gesetzgebungsbefugnis u„aü auf den Gebieten der Sozial—

versicherung, der Versorgung und der öffentlichen Fürsorge
lgegeben, also für die Materien9 die jetzt gemeinhin unter

dem Sammelbegriff "soziale Sicherheit" zusammengefaßt werden„

Ihrem auf "Hilfe" im weitesten Sinne ausgerichteten Wesen

nach ist es nur natürlich„ daß sie nicht schroff abgesondert
' nebeneinander stehen, sondern sich ergänzen und ineinander

übergreifenu Ein Beispiel hierfür ergibt sich schon aus Art„

74 Nr„ 10 GG, nach dem die Gesetzgebungsbefugnis die Ver—

'sorgung wie die Fürsorge für die Kriegsopfer umfaßt (vgl„
dazu die Entstehungsgeschichte im Jahrbuch des öffentlichen

Rechts der Gegenwart, Neue Folge‚ Bd„ 1 —JÖR —8° 514)„ Zu—
treffend weist deshalb Bogs (Grundfragen des Rechts der sozi—

alen Sicherheit und seiner Reform‚ S„ 141) darauf hin, daß
die deutsche Sozialversicherung von Anbeginn an keine eigentm

liche "Versicherung“ gewesen ist, "sie ist vielmehr ihrer

Rechtsform nach eine Sicherung eigener Artg in der Elemente

der Versicherung und Versorgung, gelegentlich auch der Für—

sorge, aufs engste und „a„ unlöslich miteinander verflochten

sind", und Muthesius führt im Gesamtbéricht über den Deut—

schen Fürsorgetag 1955 (Fürsorge und Sozialreferm‚ S„ 27)

aus: "Auch Sozialversicherungsträger-und Versorgungsträger

leisten in größtem Umfangs Fürsorgeo Färsggge_ist_night_äs;

e.@räehisei-éis_eissriliebee_Färserseireseriia Die öffent-
liche Fürsorge umfaßt mehr als das, was die Fürsorgepflicht—

verordnung darunter versteht„ Die in ihr geregelte Fürsorge

ist ein Teilgebiet der öffentlichenFiirsorge° Das hat dann

aber auch zur Folge, daß die Voraussetzungen für die Ge—
währung der Leistungen und die Vorschriften über die Aufbrin—

gung der Mittel verschiedenartig geregelt werden können, wo-
bei noch berücksichtigt werden muß, daß vom Gesetz nur die
öffentlichg Fürsorge erfaßt wird, nicht aber das umfange- ___—__ ___-_...—
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stung verpflichtet ist°

VII„F■r die Erkenntnis des Begriffs "öffentliche Fürsorge" im

Sinne der Nr: ? bedarf es eines Zurückgehens auf die Wei—

marer Reichsverfassung (WR); denn üblicherweise baut eine
Verfassung auf einer vorhergehenden auf, Dies gilt auch für

das Grundgesetz, das nicht nur von der Weimarer Reichsver—

fassung vom 11„ August 1919 ausgeht, sondern im Art, 140 so—

gar vorsohreibt, daß die Art. 136 bis 139 und 141 WR„ "Be—

standteile dieses Grundgesetzes" sind, also Teile der Wei—

marer Reichsverfassung unmittelbar übernimmt° Bei der Ausle—

gung des Wortlauts des Grundgesetzes darf und muß daher auf

diese Verfassung zurückgegriffen werden (vgl° auch BVerfGE=3

so 415)" ' ' "

Nach Art, 7 WR„ stand dem Reiche die konkurrierende Gesetzgeu

bung u„a„ für das Armen■esen und die Wandererfürsorge (NTo5)9

ferner für die Bevölkerungspolitik, die MutterschaftS—, Säug—

lings—, Kindern und Jugendfürsorge (Nr, ?) zu„ Soweit ein ge:

QE£ÄEÄEfür den Erlaß einheitlicher Vorschriften vorhanden war,
hatte nach Art° 9 WR° das Reich die Geset2gebung über die Wohl—

fahrtspflege (Nr° 1) sowie den Schutz der öffentlichen Ordnung

und Sicherheit (Nr° 2). Diese Ausdrucksweise war so weitgréi—

fend, daß sie der Ermächtigung des Art, 9 den Charakter einer

Generalklausel verlieh (Anschütz, DieVerfassung des Deutschen

Reichs, 14„ Auflo, Anm" 2 zu Art° 9),

DieBezeichnung "Wohlfahrtspflege" ist inzwischen weitgehend

durch den Begriff "Fürsorge" ersetzt werden°

Bei einer Gegenüberstellung der entsprechenden Vorschriften

der Weimarer Reichsverfassung (Art„ 7 Nr„ 5 und Nr° ? sowie
Art, 9 Nr° 1) mit Art° 74 Nr„ 7 GG könnte es zunächst schei—

nen, als ob hier ein Unterschied bestündea Dies trifft aber

nicht zu, Daß das "Armenwesen" und die Wandererfürsorge unter

_ 12 _
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den Begriff der öffentlichen Fürsorge auch im Sinne des Art,

74 Nr, 7 GG fallen, ist nicht zweifelhaft, Das muß aber eben!

falls für die in Art, 7 Nr„ 7 WR aufgezählten Gebiete — ggf,

mit Ausnahme der Bevölkerungspolitik —gelten, da diese ins—

gesamt Maßnahmen der Fürsorge darstellen, allerdings nicht

ausschließlich im Sinne der Fürsorgepflichtverordnung, und

gilt ebenso für Arto 9 Nr, 1 WR° Es ergibt sich kein Anhalt

dafür, daß das ganze Gebiet der "Wohlfahrtspflege" etwa er—

satzlos aus der Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes wege

fallen sollte°

Gerade unter diesen Gesichtspunkten kann Art° 74 Nr° 7 GG

aber nur dahin verstanden werden, daß der Begriff "öffent—

liche Fürsorge" im verfassungsrechtlichen Sinne anders und

jedenfalls wesentlich weiter ausgelegt werden muß als'im

verwaltungsrechtlichen und daß unter diese Vorschrift alle

die Gebiete gehören, die entsprechenden Charakter haben, wo—

bei es nicht allein darauf ankommt, individuelle Not zu lin—

dern, sondern auch vorbeugend und helfend iy_giggmgwsiigäg■s

allggyeineren Sinne zu handeln°

Dies allein entspricht auch der sozialstaatlichen Norm° Denn

das Grundgesetz bekennt sich in den Art° 20 Abs, 1 und 28

Abs„ 1 Satz ? zum sozialen Rechtsstaat; die Sozialstaatlich—

keit ist zu den tragenden Grundsätzen des Staates erklärt

werden(BVerfGE1 s„ 105';4 s„ 102). DieseErklärungist
als Rechtsbegriff, als positive Verfassungsnorm anzusehen

(vgl° die entsprechenden Ausführungen insbesondere von Abend—

roth, Nipperdey und Ipsen auf der Bonner Tagung der-Deutschen

Staatsrechtslehrer im Oktober 1953, Veröffentlichungen der

Vereinigung der Deutschen Staatsrechtslehrer 1954 S, 90, 989
119, und weiter das Hausarbeitstagsurteil des Bundesarbeits—

'gerichts vom 14‚7,1954 — BAG° 1, 51 Ä3Q7»). Sie ist nicht

lediglich eine programmatische Forderung (so Wernicke im

Bonner Kommentar zum Grundgesetz, Erl„ II 1 G zu Art„ 20)?

_ 13 „
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sondern mit Bachof (vgl° die vorgenannten Veröffentlichun—

gen 8° 80, Leitsatz I 2) als Ermächtigung und Auftrag zur

Gestaltung der Sozialordnung anzusehen, gerichtet auf Her—

stellung und Wahrung sozialer Gerechtigkeit und auf Abhilfe

sozialer Bedürftigkeit„ Dies gerade ist der Gegensatz zum

sogen„ "bürgerlichen" Rechtsstaat, der ggf° Notetände ab«

änderte, aber die Sozialordnung nicht grundsätzlich selbst

gestaltete (a.a.0° S„ 122; vgl" auch von Mangoldt—Klein9

Das Bonner Grundgesetz, 2° Aufl„ Erl° VII zu Art„ 20)°

Die Befürchtung, daß sich hieraus eine unangemessene Auswei—

tung der Gesetzgebungsbefugnis ergeben könne, ist unbegrün—

det° Denn durch Art„ 72 Abs„ 2 GG hat die konkurrierende

Gesetzgebung des Art„ 74 GG im Gegensatz zu der des Art„ 7
WR, schon mehr den Charakter einer Bedarfsgeset2gebung wie

im Arto 9 WR„ erhalten (so auch Herrfahrdt im Bonner Komm„‚

Arts 72 Anm.°II 3)„ '

Daß die weite Auslegung des Art° 74 Nr° ? GG dem Willen des

—-—-—-„.——_

n-vm-4n—-r——n__

Ihr kommt nach dem oben erwähnten Urteil (BVerfG—E°1 S„ 299
13137) für die Auslegung einer Vorschrift insofern Bedeutung

zu, als sie die Richtigkeit einer Auslegung nach Wortlaut und

Sinnzusammenhang bestätigt oder Zweifel behebt, die auf diesem Ü

Wegaallein nicht ausgeräumt Werden können"

Dem Parlamentarischen Rat als der verfassungkgebenden Versamm—

lung lag der sog„ Herrenchiemsce—Grundgesetz—Entwurf der Mi—

nisterpräsidenten der westdeutschen Länder vor (vgl° dazu den

Bericht über den Verfassungskonvent und JÖR‚ Neue Folge, Bd.fi)°

Im Art„ 36 dieses Enthrfs war unter Nr. 10 für die "Vorrang-
gesetzgebung" des Bundes vorgesehen: "Grundsätze für die öf—

fentliche Fürsorge", wobei der Begriff "Grundsätze“ nicht

eindeutig erschien und an anderen Stellen durch den Ausdruck

_ 14 _
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"Rahmenvorschriften" ersetzt wurde ( Bericht über den Ver—

fassungskonvent S. 30 und JöR 8° 454, 465)° Über das Ver—
hältnis des Zuständigkeitskatalogs zu dem der Weimarer Ver—
fassung wurde auSgeführt, einige Ziffern hätten gestrichen

werden können, weil sie überholt oder in anderen Bereichen

aufgegangen seien„ An einigen Stellen hätte“ sich dagegen

eine Vermehrung des Katalogs wegen der fortgeschrittenen und

fortschreitenden wirtschaftlichen und technischen Entwick—

lung als notwendig erwiesen„ Es war also hier nicht von einer

Verschiebung der Zuständigkeit auf die Länder die Redeo Die
"Bévölkerungspolitik" (Art° ? Nr„ 7 WR„) war gestrichen wor—
den, weil der Begriff als zu wenig faßbar angesehen wurde
und die Ziele der Bevölkerungspolitik auf einzelnen Gebieten

zu verwirklichen seien‚ deren Zuständigkeit anderweit gere-

gelt sei, z„B„ auf dem Gebiet des Finanzweäens4 Also auch

der Begriff "Bevölkerungspolitik" war nicht ersatzlos weg—

gefallen, sondern sollte als aufgeteilt betrachtet werden„

Allgemein betrachtete es der Konvent als-sein Anliegen, die

Rechtseinheit■auf all den Gebieten zu wahren und herzustel—

len, auf denen das Bedürfnis nach gleichmäßigen Inhalt der
Rechtsnormen im Bundesgebiet vordringlich erscheint"(Bericht

so 33)° '

Auch im Parlamentarischen Rat wurde die Auffassung vertre—

ten, die moderne Entwicklung des wirtschaftlichen und so—

zialen Lebens erfordere es, dem 5und_eine weite_■panne_xgn

daß die Vollziehung der Gesetze bei den Ländern liege und

die Länder bei der Willensbildung des Bundes angemessen be—

teiligt würden (JÖR S„ 486)„

Vom Zuständigkeitsausschuß des Parlamentarischen Rates wurw

den Bedenken gegen den Ausdruck "Q;undgätge für die öffentu

liche Fürsorge“ geäußert, da sie mit den Reichsgrundsätzen

über Voraussetzung, Art und Maß der öffentlichen Fürsorge

verwechselt werden könnten (JöR SO 509, 510). Deshalb wurde

später als Nr„ 15 in den Katalog aufgenommen "die öffentliche

„ 15'_ '
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FürsorgE", dabei aber schon erwähnt, daß darunter fallen.

solltené Wanderer—? Mutterschafts—9 Wöchnerinnenfürsorge‚

Hilfe für Kriegsbeschädigte und Hinterbliebene° Als Zweige

der Jugendfürsorge wurden aufgeführt: Säuglingsfürsorge‚
Vormundschaftsweseng Jugenderziehung und vorbeugende Für—

sorge, j9doch nicht die Jugendpflege„ '

Hiergegen wurde eingeuendt, daß die Jugendfürsorge nicht

zur Fürsorge im Sinne der Fürsorgepflichtverordnung gehöre;

denn bei ihr komme eine Leistung hinzu, die nicht die Not

im Einzelfalle voraussetze, sondern allgemeine Aufgaben der

Wohlfahrtspflege erfasse„ Deshalb wurde vom Allgemeinen Re—
daktionsausschuß außer der Hr„ 8 "die öffentliche Fürsorge"

eine Nr„ 8a "Mutterschaftg—‚ Säuglings— und Jugendfürsorge"

eingefügt„ Hierzu wurde auf Art„ 7 Nr„ 7 WR„ Bezug genommen ‘

(JÖR So 511)„ In der zweiten Lesung des Hauptausschusses
wies ein Abgeordneter zum Vorschlag der Aufnahme der Nr„8a

darauf hin, man könne dagegen einwenden, daß schon unter dem

Begriff der öffentlichen Fürsorge die Gebiete verstanden Wurm
den‚ die in Nr° 8a erwähnt seien° Andererseits habe man Be_

denken vorgetragen‚ daß sie vielleicht nicht eingeschlossen

seien? wenn man nur "die öffentliche Fürsorge" anführe„ Des—
halb habe man siöher gehen wollen„ In der dritten Lesung des

Hauptausschusses wurde dann ein Antrag Dro Hoch angenommen,
Nr° ? dahin zu fassen "7„ die gesamte öffentliche Fürsorge"o
Es erscheine unzweckmäßig, einzelne Gebiete aufzuführe■9

weil man daraus folgern könne, daß andere nicht genannte Ge—
biete nicht unter diese Geeetzgebungszuständigkeit des Bundes

fielen (JöRs„ 512)„ '

In dem Memorandum der Militärgouverneure vom 2„ März 1949

war das Wort "gesamte" in Nr„ 7 nicht enthalten und wurde
deshalb wieder gestrichen (JÖR S. 496, 512, 513)„ Diese Än—

derung kann jedoch nur als redaktionell angesehen werden;

denn aus den Verhandlungen des Parlamentarischen Rates als

_16_
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des Verfassungsgesetzgebers ergab sich unzweifelhaft sein

Wille, den Begriff "öffentliche Fürsorge“ nicht mehr nur im

bisherigen engen verwaltungsreehtlichen, sondern im weitesten

Sinn auszulegen, umfassend die gesamte öffentliche Wohlfahrts—
folege einschließlich Mutterschutz‚ Kindern und Jugendfür—

sorge (ebenso Herrfahrdt im Bonner Komm° Nr° II 2 zu Art„74

Nr„ 7 und Hamann, das Grundgesetz, Anm„ 0 6 zu Art„ 74)„

Als weiterer Beweis dafür9 daß der Begriff "öffentliche Für”
sorge? ausdehnend ausgelegt werden muß, sei noch auf folgen—

des hingewiesen:

Bei der Beratung des Begriffs "SozialverSi6herung" in Nr° 12

des späteren Art:. 74 wurde festgestellt, "daß die Arbeits—

losenfürsorge unter den Begriff der öffentlichen Fürsorge

falle" (JÖR S° 521)„;Mit dieser hatte sie jedoch nur gemein;

daß sie aus öffentlichen Mitteln geleistet wurden-Im übrigen

aber — hier sei stellvertretend nur die für die ehemals brit„

Zone geltende MilRegV0 Nr° 117 erwähnt — bestand ein Rechts—

anspruch auf dieArbeitslosenfürsorgeunterstützung9 was bei

den Fürsorgeleistungen nach der Fürsorgepflichtverordnung

zu dieser Zeit noch nicht anerkannt wurde (vgl„ dazu auch

Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 24„ Juni 1954,
BVe1WGE„1‚ 159)„ Ihre Gewährung hing auch nicht davon ab, daß

Hilfsbedürftigkeit verlag, sondern wurde nur insoweit ein—

geschränkt, daß bei ihr auf Grund besonderer Anrechnungs—

vorschriften Bedürftigkeit gegeben sein mußte„ Aber besonders
bedeutsam war, daß auf die Arbeitslosenfürsorgeunterstützung

nach Art„ III Millleg‘f0 Nr., 117 die Bestimmungen über Arbeits—
losenunterstützung des Gesetzes über.Arbeitsvermittlung und

Arbeitslosenversicherung (AVAVG) anzuwenden waren9 damit

also auch 5 203 AVAVG, der besagt, daß diese Leistungen
"keine Leistungen der öffentlichen Fürsorge“ sind„ Wie sich

aus Satz 2 dieser Vorschrift: "Sie begründen nicht die Ver—
pflichtungen‚ denen die Empfänger von Fürsorgeleistungen
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auf Grund der Verordnung über Fürsorgepflicht „..„ unterworfen

sind oder unterworfen werden können" ergibt, sollte sie also

nicht wie öffentliche Fürsorge im Sinne der Fürsorgepflicht«

verordnung behandelt werden° ' ”‘ ' ' ’

‘Aus diesen Darlegungen heraus kann der Auffassung des Klägers,

die Zuständigkeit32uweisungen seien als Ausnahmevorschriften

eng auszulegen‚ nicht gefolgt werden„ Denn hier handelt es

sich lediglich um eine Verteilung der Zuständigkeiten auf dem

Gebieueder Gesetzgebungsbefugnis zwischen Bund und Ländern°

Zuständigkeitsvorschriften dieser Art müssen immer in gewis—

sem Sinne Rahmenvorschriften sein„ Sie umfassen stets größere

Sachgebiete und müssen aus ihren Grundzügen heraus auf die

fortschreitende Entwicklung hin ausgelegt werden° Was darun—

ter im einzelnen eingeordnet wird oder werden kann, ist jeweils

Angelegenheit des Gesetzgebers„ Das Gericht hat nur zu prü_
" fen, ob er damit die Zuständigkeitsgrenzen überschritten hat„

Soweit die konkurrierende Gesetzgebung in Frage kommt, schränkt

sie Art„ 72 Abs° 2 GGauf das Bgd■gfnig unter bestimmten Vor—
aussetzungen ein„ Darüber hinaus nun auch noch jede einzelne

Katalognummer als Ausnahmevorschrift eng auszulegen‚ ist nicht

angängig„ Bei der Beratung gerade dieser Vorschriften hatte

der Berichterstatter des Zuständigkeitsausschusses des Parla—

mentarischen Rates darauf hingewiesen, daß für das Grundge—

setz die sorgfältige Ausarbeitung des Katalogs wichtiger sein

werde als nach der Weimarer Reichsverfassung, weil jede Er—
weiterung der Zuständigkeit des Bundes künftig einer Ergänzung

dieses Kata10gs bedürfen würde (JÖB S„ 486)„ Auch bei den an—
deren «sozial—(und arbeite—) rechtlichen Vorschriften ergibt

sich aus der Entstehungsgeschichte, daß der Gesetzgeber‚ wie

es ein Abgeordneter z„Babei Nr„ 6 zum Ausdruck gebracht hat—

te? " bis zur vollen Ausschöpfung der Möglichkeit" (JÖR S„507

ff) gehen wollte.) ‚ ,

Als öffentlibhe Fürsorge im Sinne des Art 74 Nr., ? es muß
deshalb eine durch Gesetz verordnete und geordnete allgemein

..18...
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fürsorgerischen Zwecken dienende Maßnahme verstanden werden,

ohne daß im Einzelfall unmittelbar ein Gefährdungstatbestand

vorzuliegen braucht. Nicht ausschlaggebend ist, wer die Mit—

tel hierfür aufzubringen hat„ '

In diesem weiteren Sinne ist Nr„ 7 bisher auch vom Gesetzgeber

behandelt werden, ohne daß irgendwelche Bedenken gegen die

Verfassungsmäßigkeit geltend gemacht worden wären„ Hier sei

nur auf das Mutterschutzgesetz vom 24“ Januar 1952 verwiesen.

Allerdings gehört es nicht in seiner Gesamtheit unter Art„74

Nr„ 7 GG, da es auch Regelungen enthält, die unter Nr„ 12

(Arbeitsrecht) fallen„ - Daß die Gesetzgebungszuständigkeit

aus mehreren Gebieten des Art. 74 hergeleitet werden kann,

ist nicht zweifelhafto — Aber die in den @@3 und 4 des Mut-

terschutzgesetzes (MuschG„) vorgesehenen Beschäftigungsver-

bote gehen jedenfalls vom Gesichtspunkt allgemeiner Fürsorge

_für die werdende-Mutter aus„ Weiter ist hinzuweisen auf die

Vorschrift des 5 11 Musch(h9 wonach Hausgehilfinnen und Tages-

mädchen‚ falls ihr Arbeitsverhältnie durch-Kündigung seitens

-des Arbeitgebers nach Ablauf des fünften Schwangerschaftsmo—

nats aufgelöst werden ist, vom Zeitpunkt der Auflösung an"

bis zum Einsetzen des Wochen— und Stillgeldes eine Sonder-

unterstützung in Höhe des Durohsohnittsverdienstes der letz—

ten 13 Wochen (3 Monate) erhalten„ Diese Unterstützung wird
zwar den Trägern der gesetzlichen Krankenversicherung vom

Bund erstattet„ Aber eine Prüfung etwaiger Einzelnctlage

erfolgt nicht„ Vielmehr wird die Sonderunterstützung auch

gegeben, wenn ein Bedürfnis hierfür nicht besteht9 soweit

nicht die besonderen Anrechnungsvorschriften bei Gewährung

einer Abfindung, Entschädigung oder von Arbeitsentgelt in

Betracht kommen° _

Im übrigen hat der verwaltungsrechtliche Begriff der öffent—
lichen Fürsorge dadurch an Bedeutung verloren, daß durch die

Gesetzgebung der letzten Jahre im Rahmen der sozialstaatli—

chen Entwicklung der Katalog der im 5 1 der Fürsorgepflicht—
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verordnung angeführten Gebiete eingeschränkt und ein Teil der

dort angegebenen Materien neu geregelt sowie zum Teil anderen

.
Behörden oder Körperschaften zur Durchführung übertragen worden

X„

ist"

Die Bedenken gegen die Zuständigkeit des Bundes liegen in Wahr—

heit nicht an der Einordnung unter Art„ 74 Nr„ 7 GG, sondern

_
daran, daß die Mittel hierfür nicht von der Allgemeinheit auf—

gebracht werden._

Vor dem Erlaß des Kindergeldgesetzes mußte, worauf Goldschmidt,

Das Kindergeldgeeetz'(BArbBl° 1954 S„ 726) hinweist, in nicht
wenigen Fällen auf dem Wege der individuellen Fürsorge gehol—

fen werden, obwohl der Familienvater in Arbeit stando Und '

Achinger (in: Reicht der Lohn für Kinder? 8° 45) sagt: "Es zeigt
sich; daß für die Schicht der Ungelernten, sofern die Familie

nur einen Verdiener hat, die Elendsgrenze beim zweiten oder drit—

ten Kind erreicht wird" und weiter (in: Zur Neuordnung der so—
'zialen Hilfe, 1954 S. 62): “Familien mit drei und mehr Kindern,
die nur einen gering verdienenden Ernährer haben, haben — zu»
mindest in großstädtischen Verhältnissen

„ nicht mehr oder weni—

ger zur Verfügung, als ihnen nach den Bedarfssätzen der öffent—

lichen Fürsorge zustände" (beide angeführt bei Münke, Die Armut.

in der heutigen Gesellschaft, Sozialpolitische Schriften, Heft ?

s„ 9)„

'_Aber diesen Weg der Abstellung auf den individuellen Notfall

wollte der Gesetzgeber vermeideno Deshalb hat sich der Bundes—

' minister für Familienfragen, u.a.° auch in dem vom Kläger vor—
gelegten Schreiben an den Bund für Sozialreform‚ durchaus zu—

treffend dagegen verwahrt, die Zahlung von Kindergeld als eine

staatliche Fürsorgeleistung für die Familie zu betrachteng "die

sie weder ist noch sein soll“° Dagegen kann insoweit nicht auf
die Denkschrift dieses Ministeriums "Der Familienlastenaus—

gleich“ (abgedruckt bei Tiede—Bürger—Wingen, "Das Kindergeld»

gesetz" So 564 ff‚) Bezug genommen werden„_da sie erst im Herbst

1955 vorgelegt werden isto ' "' i

J
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' reiben sind„_‘

.- 20—

Der Gesetzgeber hat deshalb diese Familienfürsorge anstelle

des Staates einer kleineren Gemeinschaft, nämlich der Wirt—

schaft, auferlegt„ Ob dies Zweckmäßig war oder es besser ge-

-wesen wäre, das Gesetz anders aufzubauen, sind Fragen poli—

'tischer Art, über die zu befinden nicht zur Zuständigkeit des

Gerichts gehört° Es hat hier nur zu prüfen, ob die Zuständig—

keit des Bundes für diese Gesetze gegeben war„ Das ist zu be—

jahen, da sie unter den erweiterten verfassungsrechtlichen

Begriff der öffentlichen Fürsorge im Art, 74 Nr° ? GG einzua

Dagegen spricht nicht, daß die Kindergeldgesetzgebung bei den

Beratungen des Parlamentarischen Rates nicht berücksichtigt

werden ist, ebenso nicht, daß im Ausland Kindergeldgesetze be—

reits erlassen waren und mit einer entsprechenden Regelung

für die Bundesrepublik hätte gerechnet werden müssen, Denn

dabei ist auch zu berücksichtigen, daß diese erst am 12„Juni

1951wieder in die Internationale Arbeitsorganisation‘(IOA)
aufgenommen werden ist (vgl„ BArbBl„ 1951 S, 406), Eine ent—

sprechende Egrpflightugg aus dieser Zugehörigkeit konnte sich
erst ergeben, nachdem von deren Allgemeiner Konferenz in Genf

am28, Juni 1952das Übereinkommener,-102 "über Soziale
Sicherheit (Mindestnormen)", das im Teil VII Normen für Fami—
lienleistungen aufgestellt hat (Vgl° Übereinkommen und Empfeh—
lungen 1919 — 1952, herausgegeben vom Internationalen Arbeite—

amt in Genf, 1954, S" 864), angenommen und von der Bundesre—

publik ratifiziert wordehwar° Dazu hat jedoch erst das Ge—

setz vom 180 September 1957 (BGBIO II S, 1321) die Rechts“

grundlage geschaffen,

Nach alledem ist der Senat der Auffassung, daß das Kinder—

geldgesetz unmittelbar zum Aufgabengebiet der öffentlichen

Fürsorge im weiteren
— verfassungsrechtlichen — Sinne gehört,

nicht etwa nur im Wege des-Sachzusammenhanges, der Natur der
Sache_nach oder im Sinne eines Bedeutungswandels (vgl‚BVerfGE„

3'8„ 407 [??1, 4227), Beim Begriff "öffentliche Fürsorge"
„721
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liegt allerdings ein weitgehender BedeutungsWandel vor, aber

er zeigte sich bereits bei Schaffung des Grundgesetzes„ "Für—

sorge" ist nicht, wie der Kläger meint, ein ethischer, son—
dern ein Rechtsbegriff‚ der auf dem ethischen Begriff der all—

gemeinen Hilfsverpflichtung beruht„ Sie greift im sozialstaat—

lichen Sinne durch, wenn sich erhebliche soziale Ungleichhei—

ten ergeben oder zeigen können, ohne daß es im Einzelfalle bis

zur Notlage kommen muß„ DaB aber eine“ninderreidhe familie er—
hebliche Mehrlasten jeder Art gegenüber einer kinderlosen oder
kinder3rmen Familie oder gar einem Unverheirateten auf sich

nehmen muß, bedarf keiner_näheren Erörterung° Das Kindergeld

5011 sie davor bewahren, daß sie in eine Notlage kommt oder
in ihrer sozialen Stellung absinkt° Als "Versorgung" kann die\

Gewährung des Kindergeldes nicht angesehen werden„ '

Einen Rechtsgrundsatz‚ daß Maßnahmen der öffentlichen Fürsorge

stets aus öffentlichen, d„h„ aus staatlichen Mitteln getragen

werden müßten, gibt es nicht„ Wohl entspricht es der Übung und
ist verständlich, daß für Maßnahmen? welche die Allgemeinheit

_-
betreffenp diese auch einzustehen hat, und zweifellos ist der

Schutz kinderreicher Familien grundsätzlich als Aufgabe der

staatlichen Gemeinschaft anzusehen. Wenn gleichwohl der Ge—

setzgeber die Lasten hierfür nicht ihr, sondern einem kleine—
ren Kreis, nämlich der Wirtschaft, aufgebürdet hat, so ist er

von der Überlegung ausgegangen, daß zwischen den verschiede—

nen Gruppen der Bevölkerung insoweit erhebliche Unterschiede
' bestehen° Soweit es sich am Arbeitslose, Kriegebeschädigte

und Sozialrentenempfänger handelt, war bei ihnen der Familien—

stand bereits bisher durch Gewährung von Familienzuschlägen

u„dgl° berücksichtigt wordeno Das gleiche gilt für den nicht

unerheblichen Kreis der im öffentlichen Dienst Beschäftigten‚

Außer den sogenannten Berufslosen blieben nur die in der pri—

vaten Wirtschaft Tätigen übrig, bei denen — mit einigen Aus—

nehmen — der Femilienstand"cei der Entldhnung nidnt entspre—

chend berücksichtigt wurde„ Das verarlaßte den Gesetdeber,

die Aufbringung der Mittel für diese kinderreichen ?amilien

_ 22 -
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den in der Wirtschaft Tätigen aufzuerlegen„ Auf den weiteren
Grund,'der_bei den parlamentarischeh Beratungen angeklungen

ist, daß nämlich die Wirtschaft von den kinderreichen Fami-

lieh lebe und die Kinder von heute die Arbeiter
von morgen

seien, kann jedoch eine solche Maßnahme nicht gestützt werden„

Mithin entspricht die Einschaltung der Wirtschaft als Lasten-

träger dem Grundsatz, daß die Allgemeinheit nur dann Träger

von
Maßnahmen sein soll, wenn diese Aufgabe nicht auch von

einer kleineren Gemeinschaft ebenso gut erfüllt werden könnte

(vgl" dazu auch Sievers, a.a„0„, I Nr° 5), Dieser Gedanke
kann nicht als abwegig oder gar verfassungswidrig bezeichnet

werden, Das Kindergeldrecht sieht die Aufbringung der Mittel

durch_dic„■irtschaft fgr_Qie_in_der @irtschaft_@ätigen und im

Wege der Ausstrahlung für die unter bestimmten Voraussetzungen

aus ihr Ausgeschiedenen sowie für deren Witwen oder Witwer

(vela 5'3 Abs, 1 Nr„ 2 KGEG)vor‚ Soweitdagegendie übrigen
oben genannten Gruppen in Betracht kommen, sind durch das An—

' passungs— und das Ergänzungsgesetz andere Leistungsverpflich—

XIII„

tete, z„To der Bund selbst, als Lastenträger vorgesehen, Hier—

auf wird'bei der Frage, ob der Gleichheitssatz verletzt wor-

den ist, noch einzugehen sein, ' ' ' ‘

Nicht für zutreffend hält_der Senat die vom Ausschuß für
Rechtsweseh und VerfaSSungsrecht des Bundestages vertretene

Auffassung, das Kindergeldgesetz könne außer auf Art, 74 Nr„7

GGauch auf Nr„ 11 - Recht der Wirtschaft - gestützt werden
(vgl„ Stenographische Berichte, 2° Wahlperiode 1953, Bd° 21

So 2114 B), Diese Vorschrift umfaßt nicht die gesamte Wirt"
schaft, wie sich aus dem Klammerzusatz in Nr, 11 ergibt; denn

er erläutert die_einzelnen Bestandteile dieses Gebietes(BVerfäß_

3 S, 413) und schränkt sie hiermit zugleiéh ein, Gerade die

Landwirtschaft ist in dem Klammerzusatz nicht mit aufgeführt,

ihre Beteiligung ist aber im Kindergeldgesetz mit geregelt

werden, Im übrigen fällt das Kindergeldrecht auch nicht unter
das Recht der Wirtschaft als solcher„ Das Bundesverfassungs—
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gericht hat im Investitionshilfeurteil (BVerfez„ 4 s. 7 517)
erklärt, Wortlaut und Entstehungsgeschichtc dieser Bestimmung '
böten keinen Anhalt, die Gesetzgebungsbefugnis des Bundes auf;

Gesetze zu beschränken‚_die lediglich organisatorischen In—

halt hätten oder die nur Rechtsbeziehungen der im Art° 74 Nr„11

GG einzeln aufgeführten Wirtschaftszweige regelten„ Nach dieser
Vorschrift könnten Bundesgesetze erlassen werden, die ordnend

und lenkend in das Wirtschaftsleben eingriffen° Im Gegensatz
auch zu der Auffassung des Landessözialgerichts kann das Kin—
dergeldgesetz zu dieser Art von Gesetzen nicht gerechnet wer—

den° Wenn es sich auch letztlich in der Wirtschaft durch Bnt—
_ziehung von Mitteln in Form von Beitragszahlungen auswirkt,‘ „

so stellt es doch kein wirtschaftsordnendes oder —lenkendes

Gesetz dar, Es regelt eine soziale oder gesellschaftliche An-
gelegenheit und fällt deshalb nicht unter Nr„ 11°

Weiter war zu prüfen, ob das Kindergeldgesetz auf die Zustän—_

digkeitsverleihung im Art„ 74 Nr„ 12 GG gestützt werden kann,

und zwar entweder auf das Arbeitsrecht oder die Sozialver—

sicherung, weil gewisse sachliche Zusammenhänge hierzu beste—

hen°

Der Begriff "Arbeitsrecht” ist schon immer weit ausgelegt worm
den° Auch der Parlamentarische Rat wollte ihn "in weitem Sinne"

verstanden wissen (JÖR„ S, 519, 520)° Bei den Verhandlungen im
Bundestag (vgl„ Stenographische Berichte, 20 Wahlperiode 1953,
Bd° 19 S0 717 ffo) wurde (Su 720).als entscheidender Grund für

den "Familienlastenausgleich“ angegeben, “daß unsere Tarifver-

träge auf dem Leistungslohn basieren und daß man immer davon

ausgegangen ist und auch heute noch davon ausgeht, der Lei—

stungslohn müsse der sogenannten Normalfamilie, also einer

Familie mit zwei Kindern das Existenzminimum sichern"„ Um
"die soziale Deklassierung der Mehrkinderfamilien abzustel—

lcn bezw. zunächst zu mildern", sollte deshalb, ohne an dem
Tarifgefügc zu rütteln, der Leistungslohn auf einen familien—

gerechten Lohn ausgerichtet werden„ Zu diesem Zweck sollten

_ 24 f

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


zum Leistungslohn durch Zahlung aus der Wirtschaft, also nicht

vom eigenen Betrieb her, Zuschläge in Form von Kindergeld ge—

währt werden° Diese Art der Regelung fällt jedenfalls nicht

unmittelbar in das Gebiet des Arbeitsre0hts,auch nicht, so—
weit es sich um Kindergelder für Arbeitnehmer handelt„ Denn

das Kindergeldgesetz regelt insoweit nicht Fragen der Entloh*

nung als solcher und damit auch nicht des Arbeitsrechis° Die '

Ausdrücke “Familienlastenausgleich“ und “Ausrichtung auf fa—

miliengerechten Lohn" weisen nur darauf hin, unter welchen

Gesichtspunkten die Hilfe für kinderreiche Familien ges1altet

werden sollte“

Als Zuständigkeitsgrundlage aus Nr„ 12 kommt dagegen aber

das Gebiet der "Sozialversicherung" in Betracht„ Wenn dies mit—

unter in Zweifel gezogen wird, so deshalb, weil Verkannt wird,

daß ein Unterschied zwischen der sogenannten Privat— und der

Sozialversicherung besteht„ Die reine Form der Versicherung

ist nicht in der Sozialversicherung, sondern in der sogenann—
ten Privatversicherung zu finden, Sie bedeutet die Sicherung

vor Gefahren durch Gefahrengemeinschaften der Gefahrdetenn Die

äggiglversicherung dagegen ist eine Sicherung besonderer Art,
bei der neben dem Risikbausgleich von wesentlicher Bedeutung

der soziale Ausgleich ist, weshalb Beiträge und Leistungen
nach sozialen Gesichtspunkten gestaffelt werden (vgl° Bogs,

a.a.0„, S„ 15, 23, 25 mit Schrifttumsangaben)°

Wie bei jeder sozialen Versicherung sind auch bei der jetzigen

Regelung des Kindergeldrechtes Leistungsempfänger, Beitrags—

pflichtige und ein Träger vorgesehen, Richtig ist, daß die

Kreise der Leistungsempfänger und der Beitragstlichtigen sich

nicht immer deckenu Das ist jedoch bei der Sozialversicherung

auch nicht unbedingtes Erfordernis, Im Gegensatz zur reinen

Versicherung, bei der grundsätzlich (als Ausnahme vgl° Z„B„ die

' Studienvérsicherung) nur beitragspfliohtig ist, wer auch als

Leistungsempfänger in Betracht kommen kann, ist Charakteri-

stisch für die Sozialversicherung, daß die Beitrag3pflicht
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nicht nur die Berechtigten trifft, sondern in jeder Sozial“

versieherungssparte auch die Arbeitgeber gesetzlich verpflich—

tet sind, einen Teil der Beiträge zu tragen, ohne daß sie je—

mals in den Genuß der Leistungen einer dieser Sparten kommen

könnten° In der Unfallversicherung werden die Beiträge sogar

regelmäßig vom Unternehmer getragen (Ausnahmen in 55 825,
1163 RVG, vgl„ zur Unfallversicherung Brackmann, Handbuch der

Sozialversicherung, S, 469 ff.), wobei davon ausgegangen wird,

daß die Unfallversicherung sich zugleich als Haftpflichtver—

sicherung für den Unternehmer darstellt° Aber auch das trifft

nur zum Teil zu; denn es werden z„B° nach 5 543 RVG als Ar—

beitsunfälle auch die sogenannten Wegeunfälle entschädigt,

für die eine Haftpflicht des Unternehmers grundsätzlich nicht '

in Frage kommt° Ebenso schließt'verbotswidriges Handeln des

Versicherten die Annahme eines Arbeitsunfalls nicht aus (5 542

Abs, 2 RVG)° Weiter tritt die Unfallversicherung z,B° auch

ein für Personen, die ohne besondere rechtliche Verpflichtung

bei Unglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder Not Hilfe lei_

sten und in anderen dort angeführten Fällen (% 537 Nr° 5 RVG)°

Wenn im übrigen auch juristische Personen als Unternehmer oder

Arbeitgeber Beiträge zu leisten haben, so ist dies in dem We—

sen der Sozialversicherung begründet, so daß also insofern
ihre Heranziehung zur Beitragepflicht nach dem Kindergeldge»

setz keine Ausnahmeregelung bedeutet„ '

Daß dagegen die empfangeberechtigteh Arbeitnehmer nach dem
Kindergeldgesetz nicht beitragspflichtig sind, ist eine Son—

derheit, die auf dem Gebiet der Sozialversicherung nur der

Regelung in der Unfallversicherung entspricht, aber, wie bei

der Behandlung des Gleichheitssatzes zu zeigen sein wird,

nicht verfassungswidrig ist,

Träger des Kindergeldes sind die bei den Berufsgenossenschaf«

ten errichteten Familienausgleichskassen„.
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Im Rechtsausschuß des Bundesrates wurde die Auffassung ver—

treten, das Kindergeldgesetz könne der Sozialversicherung

nicht zugerechnet werden, da keine Versicherung gegen die

Belastungen finanzieller Art bei Kinderreichtum stattfinde

(vgl° Soldan—Gutachten S„ 5);Schieckel, Kindergeldgesetz SOS,
drückt es so aus‚ daß keine Versicherung "für den Fall des

Kinderkriegens" erfolge° Dem kann nicht gefolgt werden‚ Jede

Sparte der Sozialversicherung hat ihren besonderen Aufgaben—

kreis und ihren eigenständigen Versicherungsbereichn Die 50—

zialversicherung kann nach Bogs (a.a.0„‚ So 24) in Überein—

stimmung mit Manes (Versicherungswesen, 5° Auflage 1952? S„3)

als "gemeinsame Deckung eines möglichen, in seiner Gesamtheit

schätzbaren Bedarfs durch Verteilung auf eine organisierte
Viélheit" verstanden werden" Beim Kindergeldrecht sind die
Mittel für den Bedarf an Beihilfen für das dritte und jedes

weitere Kind aufzubringen. Demnach besteht hier kein Unter-

schied zu anderen Zweigen der Sozialversicherung„ Soweit es

sich um den Kreis der Beitragspflichtigen (5 10 KGG) handeltn
entspricht die Regelung ebenfalls derjenigen der sonstigen "

Sozialversicherung; „ auf die Heranziehung der Selbständigen

wird beim Gleichheitssatz noch eingegangen werden —‚ die

grundsätzlich eine Zwangsversicherung ist und sein muß, um

zu verhüten‚ daß günstige Risiken abwanderno Sinn der Zwangs—

versicherung ist es gerade? einen Ausgleich der Belastung

innerhalb der Gemeinschaft der Versicherten herbeizuführen,

anstatt sie der Allgemeinheit aufzuerlegen (vgl. Bogs9 a„a„0„‚

& 26, 27).J '

Demnach kann die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes unbe■

denklich gggh auf Art„ 74 Nr° 12 "Sozialversicherung" ge—
stützt werden„ Dabei ist es nicht erforderlich, die Einord—

nung mit einem "Bedeutungswandel" des Begriffs Sozialversin
cherung zu erklären° Denn diese befindet sich seit ihrem Be—

stehen in einem ständigen Wandel„
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_ 27 „

Dagegen ist es nicht angängig, die Gesetzgebungsverleihung

etwa aus Art„ 6 GG zu folgern° Er stellt zwar Ehe und Familie

unter den besonderen Schutz der staatlichen Ordnung, und '

Hamann (Das Grundgesetz, Art, 6 Erl, C 2) will darum aus
Art, 6 Abs, 1 in Verbindung mit der Sozialstaatserklärung

des Artc 20 Abs, 1 GG den RechtsansPruch auf finanzielle

Beihilfen und andere wirtschaftliche Förderungsmaßnahmen

zu Gunsten kinderreicher Familien herleiten, der seinen

sichtbarsten Ausdruck im Kindergeldgesetz gefunden habec

Aber damit ist noch nichts für die hier zu entscheidende

Frage gewonnen; denn Art“ 6 ist keine Zuständigkeitsvor—_

schrift, ‘”' ' ' -

Ebensowenig kann die Befugnis des Bundes auf Art° 105 GG
über die Steuergesetzgebung gestützt werden, Die Beitrags—

regelung des Kindergeldgesetzes weist zwar "einige einer

Steuer verwandte Züge auf" (BVerfGE, 4 S, 15)o Aber der
wahre Rechtscharakter dieses Gesetzes ist, wie oben ein“

gehend dargelegt, ein wesentlich anderer, so
daß sich eine

weitere Erörterung erübrigt, "

Der Senat ist aus alledem der Auffassung, daß dem Bund die

Befugnis zur Gesetzgebung auf dem Gebiet des Kindergeld—

rechts aus Art° 74 Nr, 7 in Verbindung mit Nr, 12 GG zu»
stand und insoweit die vom Kläger behauptete Verfassungswid—

rigkeit zu verneinen war° '

Der Kläger hat weiter geltend gemacht, daß das Kindergeld—

'gesetz gegen den Gleichheitssatz verstoße° Für seine Person

ist er zwar auf Grund seines Einkommens gemäß 5 11 Abs, 1

Satz 3 KGG als beitragsfrei erklärt werden, Er hält sich aber

insofern noch für beschwert, als er Beiträge an die Familien—
ausgleichskasse für seine Arbeitnehmer zahlen muß, Ohne Rückm

sicht hierauf bedarf es einer Prüfung, ob durch das Kinder—
geldgesetz oder einzelne seiner Vorschriften der Gleichheitß+

satz des Art° 3 Abs, 1 GG verletzt wird°
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Gesetzgebung, vollziehende Gewalt und Rechtsprechung sind

nach Art„ 1 Abs° 5 GG durch die nachfolgenden Grundrechte als

unmittelbar geltendes Recht gebunden„ Damit ist zugleich auch

der Gleichheitssatz als unmittelbar bindendes Recht anzusehen

(vgl„ BVerfGE„ 1 S„ 163 Leitsatz 18, und von Mangoldt—Klein5

a„a.0„‚ Erl° III 2 zu Art„ 3)„- '-' ' ‘ '

Aus dem natürlichen Inhalt dieses Grundrechte ergibt sich je"

‘doch nicht, daß damit eine "schematische Gleichmacherei" ge—
imeint sein sollte (so auch Wernicke im Bonner Kommentar? Erl„

II 1 b zu Art„ 5)„ Dies war jedenfalls nicht die Absicht des

Verfassungsgesetzgebersn Der Parlamentarische Rat hatte des—

halb im Art„ 3 Abs„ 1 als Ergänzung zu Satz 1 folgende beiden
Sätze vorgesehen: "Das Gesetz muß Gleiches gleich,_es kann

Verschiedenes nach seiner Eigenart behandelno Jedoch dürfen

die Grundrechte nicht angetastet werden"„ In der dritten Le-

sung des Hauptausschusses wurden zwar diese Sätze ohne nähere

Begründung gestrichen (JÖR S° 68,'72), mit Recht weist aber

Wernicke (a.a‚0„) darauf hin, daß die Streichung keine tiefere
Bedeutung habe° Diese beiden Sätze sollten nur eine Erläu—

terung zum ersten Satz darstellen° Jedenfalls darf der Gesetz—
' geber künstlich weder Ungleichheiten noch Gleichheiten schaf—

fen‚ er muß vor allem auch Ungleichheiten auf dem Gebiet des

'sozialen Lebens berücksichtigen„ '

Zutreffend‚vertritt-Bachof ("Begriff und Wesen des sozialen

Rechtsstaats" in den Veröffentlichungen der Vereinigung Deut—

scher Staatsrechtslehrer‚ Heft 12 8° 54) bei der Auslegung

der Verfassung die Meinung: "Verfassungsnormen müssen, sollen

sie nicht angesichts der im steten Flusse befindlichen so—
zialen und wirtschaftlichen Verhältnisse rasch veralten und

zur Erschwerung führen, notwendig von einer gewissen Elasti—

zität sein„ Sie müssen demgemäß auch elastisch interpretiert

werdeno Sie lassen oft mehr als eine Auslegung zu? von denen

weder die eine noch die andere als "falsch" bezeichnet werden

darf„"
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Dies gilt insbesondere auch für den vielfach überforderten

Gleichheitssatz„ Zu seiner Auslegung hat das Bundesverfae—

sungsgericht Grundsätze aufgestellt, die den nachfolgenden
_Ausführungen zu Grunde zu legen sind, Im.8üdweststaat—Urteil"'

1Jwird als Sinngehalt des Art„‚3 Abs„ 1 festgestellt, der
Gleichheitssatz verbietc nur, daß wesentlich Gleiches un—
gleich, nicht dagegen, daß wesentlich Ungleiches entsprechend

der bestehenden Ungleichheit ungleich behandelt werde° "Der

Gleichheitssatz ist verletzt, wenn sich ein vernünftiger,

sich aus der Natur der Sache ergebender oder sonstwie sache

lich einlcuchtender Grund für die gesetzliche Differenzien
"'rung oder Gleichbehandlung nicht finden läßt, kurzum, wenn

die Bestimmung als willkürlich bezeichnet werden muß" (BVerfGE,

1 5° 14 ÄT6, Leitsatz 18; 537)„ Der Gedanke des Willkürver—
_bots kehrt auch in späteren Entscheidungen immer wieder (vgl„

Bd„ 2 S„ 340; 3 S" 380; 4 S, 155), Im Investitionshilfeur—

teil (BVerfGE° 4 s‚ 7 5327) hat das Bundesverfassungsgericht‚
weiter erklärt, der Gleichheitssatz dürfe nicht dazu benutzt

werden, den weiten Ermessensspielraum einzuschränken, den das
Grundgesetz dem Gesetdeber einr'elume° Nur die Überschreitung

oder der Mißbrauch des gesetzgeberischen Ermessens verstoße

gegen den Gleichheitssatz° ' '

Der Auffassung Hamanns (NJW 1957 s„ 2), daß der überpositive
‚Charakter des Gleichheitssatzes diesen der Verfügung des Ge—

Üsetzgebers wie auch des Verfassungsgesetzgebers schlechthin
entziehe, kann nicht gefolgt werden„ Vielmehr ist insoweit

V‚Ipsen (in seinem Artikel "Gleichheit" in Neumann—Nipperdeyé

XVII„

Scheuner, die Grundrechte, 20 Band 1954 S, 113) zuzustimmen,
daß der Gleichheitssatz keinen zeitlos-absoluten, sondern

einen notwendig variablen Gehalt besitze und heute entschei—

dend geprägt werde durch sein soziales Substrat (a‚a.00 8° 113,

175)„ '
Die Prüfung, ob das Kindergeldgesetz

gegen den Gleichheits—
satz verstößt, mußte sich sowohl auf die Abgrenzung der
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Empfänger des Kindergeldes wie auch auf jene der Beitrags—

pflichtigen erstrecken,

Es ist geltend gemacht werden (vgl„ Gutachten der Soldan—
Stiftung bei Schmelcher a‚a‚0„ S„ 50), das Kindergeldgésetz

erfasse nur einen begrenzten Kreis von Empfängern, während

den übrigen das Kindergeld vorenthalten werden sei, Bei einer

unter Verletzung des Gleichheitssatzes vorgenommenen Auswahl

der Normadressaten durch Nichteinbeziehung anderer Personen—

kreise habe der Gesetzgeber in Wahrheit nicht eine gesetzliche

Regelung unterlassen, sondern materiell den Gleichheitesatz

verletzt, so daß das Gesetz nichtig sei, und zwar ausnahmslos°

Die Nichtigkeit könne aueh nicht durch nachträglibhe Einbe—

ziehung der nicht angesprochenen Personen mittels eines Er_

gänzungsgesetzes geheilt werden, Vielmehr sei dieses Ergän—

zungsgesetz widerum verfassungswidrig, weil es eine unter—

‚lassene Teilregelung enthalte (so auch Sievers, a‚a„0„, S„444

III 1a)° ' “"

Dieser Auffassung kann jedenfalls, soweit es sich um das Kinn

dergeldrecht handelt, nicht beigetreten werden° Es ist aller»

dings unerwünscht und kann ggf, verfassungsrechtlichen Beden—-

ken begegnen, wenn ein Rechtsstoff durch mehrere einander er—
gänzende Gesetze gewissermaßen stufenweise geregelt wird„

Beim_Kindergeldrecht muß jedoch beachtet werden, daß der Ge—

setzgeber, nachdem im ersten Bundestag trotz jahrelanger Aus—
einandersetzungen eine Einigung nicht zustande gekommen war,

im zweiten Bundestag zur Beschleunigung zunächst — und zwar
bewußt — eine Teilregelung für die kinderreichen Familien der

in der Wirtschaft Beschäftigten schaffen wollte, bei denen,_

von wenigen Ausnahmen abgesehen, im Gegensatz zu den Angehöri—

gen des öffentlichen Dienstes, den Rentenempfängern usw„ der

Familienstand bisher nicht berücksichtigt werden warn Als am
14„ Oktober 1954 das Kindergeldgesetz in dritter Lesung vom

Bundestag.angenommen wurde, lag ihm in derselben Sitzung aber
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bereits ein Initiativantrag vom 8„ Oktober 1954 vor, der das
Kindergeldanpassung8gegotz zum Gegenstand hatte (vgl„ Verhand—
lungen des DEHÜSChGHBündestages, 2° Wahlperiode 1955, Stehe—
graphische Berichte Bd„ 21 5° 2355 B)„ Dadurch sollten die
Leistungen für Kinder in der gesetzlichen Unfallversicherung‚l

in den gesetzlichen Rentenversicherungen, in der Arbeits105en—
versicherung und Arbeitslosenfürsorge sowie in der Kriegs— '
opferverversorgung an das Kindergeldgosetz angepaßt werden„

Während das Kindergeldgesetz am 13„ November 1954 erlassen,
wurde„ folgte.das Kindergeldanpassungsgcsetz am 7„ Januar 1955„
Nach 5 40 KGGtraten die Vorschriften über die Aufbringung der
Mittel, die AnSPI'UCth&rechtigung und die Zahlung des Kinder—
geldes ab 7= Januar 1955 in Kraft„ Das Kindergeldanpassungs—
gesetä wurde " mit einer hier nicht einschlägigen Ausnahme «
ebenfalls am 1° Januar 1955 in Kraft gesetzt, so daß diese
beiden G958328 zunächst als einheitliche Regelung angesehen
werden müssen°

Das gleiche muß aber auch für das Kindergeldergänzungsgesetz
angenommen werden„ Denn schon bei der Verabschiedung des.

Kindergeldgesetzes am 140 Oktober 1954 hatte der Bundestag
eine Entschließung angenommen,in der-die Bundesregierung er—
sucht wurde, "in eine beschleunigte Prüfung darüber ein2utre—'
ten? in welcher Weise den Familien mit drei und mehr Kindern‚
die von dem Kindergeldgesetz nicht erfaßt werden konnten und
auch von dem HOCh zu verabschiedenden Kindergeldanpassungs—
gesetz nicht erfaßt Werden, die in dem Kindergeldgesetz fest—
gelegten Leistungen ebenfalls gewährt werden können"" Die
Bundesregierung wurde ersucht‚.bis zum 1„ April 1955 über das
Ergebnis zu berichten bezw= einen entsprechenden Gesetzesent—

wurf vorzulegen (vgl„ Stenographische Berichte Bd° 21 802355
Aa 2381 B)„ Das dem entsprechende Kindergeldergänzungsgesetz
iSt zwar erst am_23„ Dezember 1955 erlassen worden° Aber nach

seinem 5 20 war, "soweitein„hnspruch auf Kindergeld oder auf
eine andere Leistung durch dieses Gesetz begründet wird"‚ das

Kindergeld oder die Leistung auch für die zurückliegenden
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_32._.

Monate, in denen die sonstigen Anspruchsvoraussetzungen
'erfüllt waren, frühestens jedoch — wie bei dem Kindergeld—

gesetz und dem Kindergeldanpassungsgesetz — Vom 1„ Januar

1955 an auf Antrag zu gewährenc Da demnach grundsätzlich vom
selben Zeitpunkt an allen kinderreichen Familien vom dritten

und jedem weiteren Kinds an eine entsprechende Leistung zu—
gebilligt wurde, müssen die drei Gesetze als zusammengehöri—

ge einheitliche Regelung angesehen werden„ Ein Verstoß_gegen
den Gléichheitssatz kann insoweit nicht festgestellt werden,
Allenfalls könnte von einer zunächst bewußt unvollständigen
Regelung ge8prochen werden‚_deren Ergänzung vorgesehen war

und nachgeholt werden ist° ' ' '

Anpasaungée und Ergänzungsgesetz sind ebenfalls als in West—

Berlin anwendbar erklärt worden (GVBl„ Berlin 1955 S„81
1956 so 49)°

_

Ein Verstoß gegen den Gleichheitssatz kann auch nicht darin

erblickt werden, daß das Kindergeld erst vom dritten Kindé
ab gewährt wird, während die Angehörigen des öffentlichen ”?
Dienstes es bereits vom ersten ab erhalten„ Bei den Ange—

hörigen des Öffentlichen Dienstes ist der Kinderzuschlag seit
jeher ein Bestandteil des Gehalts oder Entgelte und als Ein—
kommen zu versteuern° Das Kindergeld dagegen ist, auch wenn

“ die Entwicklung des Leistungslohnes auf den familiengerech—

_ten Lohn hin bezweckt wird, nicht Lohnbestandteil° Es wird

deshalb auch nicht in den Tariflohn eingebaut, sondern als
_

besondere, beim.Embfänger steuerfreie Beihilfe gewährt° Ein
Vergleich beider Leistungen ist deshalb nicht möglich° So—
weit aber ein Ausgleich für die ersten beiden Kinder_vermißt

wird, hat der Gesetzgeber ihn darin erblickt, daß die Tarif—

löhne für eine Normalfamilis mit zwei Kindern gelten (vgl„
Nr; nv), ' ' -

Nach diesen Ausführungen kann aber Art, 3 GG auch nicht da—
durch verletzt sein, daß gewisse Gruppen, z.B° die Angehöri—
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gen des öffentlichen Dienstes (5 5 Abs„ 2 KGG), von der Ge—
währung des Kindergeldes ausgeschlossen sind° Soweit es sich

dabei um die im öffentlichen Dienste der Länder‚ Gemeinden %

und anderen Körperschaften des öffentlichen Rechts stehenden

Personen handelt, liegt auch nicht ein Verstoß gegen Art; 75

Nr„ 1 GG vor° Zwar hat danach der Bund nur die Befugnis, über

deren Rechtsverhältnisse Bahnenvorschriften zu erlassen„ Aber
das Kindergeldgesetz regelt auch nicht die nghtgverhältnis»
se der Angehörigen des öffentlichen Dienstes9 vielmehr schließt

es nur diese Personengruppen vom Kindergeldbczug aus, weil

für sie auf Grund der besöldungsrechtlichen Regelung bereits
Kinderzuschläge gewährt werden„'

Der Gleichheitssatz wird auch nicht dadurch verletzt, daß das

Kindergeld ohne Rücksicht auf etwaige Bedürftigkeit gewährt

wird„ Auch 30weit als Grundlage für das Kindergeldgesetz Art 74“
Nr° ? GG angenommen wird, ist doch der Wille des Gesetzgebers

gewesen, es nicht als Fürsorgeleistung im Sinne des verwal—

tungsrechtlichen Begriffs, also nur bei individueller Notlagep

eine Familie mit drei und mehr Kindern eine wesentliche Mehr"

belastung gegenüber kinderarmen oder kinderlosen Familien oder
gegenüber Unverheirateten zu tragen hat und diese in etwa aus»
géglichen werden sollte° Zugleich war damit auch beabsich—

tigt, eine Deklassierung_der Familie in ihrem sozialen Stand

zu verhüten„ Ein Verstoß gegen den Gleichheitssatz würde dam

gegen leicht angenommen werden können, wenn die einzelnen Fa—

milien nach ihrem Einkommen verschieden behandelt worden wä—

'
ren!)

XIX„

Verstöße gegen Arta 3 GG, die den Bestand des Kindergeldge—

setzes berühren können, sind demnach auf der Seite der Empfäna

ger nicht fest zustell-eru '

Von wesentlicherer Bedeutung sind dagegen die Bedenken, die

rauf der Beitragsseite hinsichtlich der angeblichen Verlet—
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zung des Gleichheitssatzes geltend gemacht werden} Hier han—

delt es sich um drei Fragenkrcise, nämlich die einseitige Be—
lastung der Wirtschaft, die Einbeziehung der Selbständigen

und die Nichtheranziehung der Arbeitnehmer zur Beitragspflidht

Die Aufbringung der Mittel als solche ist hier nicht zu
be—

handeln° Sie ist, wie schon oben (XII) dargelegt, ein Teil
_der Gesetzgebungszustähdigkeit; denn ohne ihre Regelung würde

das Kindergeldrecht seiner finanziellen Grundlage entbehrenu

Dabei ist es insoweit ohne ausschlaggebende Bedeutung„ ob die

_Gesetzgebungszuständigkcit aus Art° 74 Nr° 7 oder Nr„ 12 GG

oder aus beiden gemeinsam hergeleitet wird„

Wogegen sich aber der Kläger und das oben angegebene Schrift«

tum wenden, ist der Umstand9.daß die Mittelaufbringung gig-_

seitig der Wirtschaft auferlegt wird° Hierin erblicken sie

eine Verletzung des Gleichheitssatzes„ Der leitende Gedanke
bei dieser Regelung war, daß die für die Wirtschaft benötig-

ten Kindergeldmittel durch die Wirtschaft selbst aufgebracht

werden sollten„ Zwischen der Eigenverantwortung der Familie

und der Gesamtverantwortung des Staates sollte der Verant-
wortungsbereich der Wirtschaft als mittlerer VerantwortungS—

bereich eingeschaltet werden (vgl„ Stcnographische Berichte

Bd° 21_S„ 2329 C)„ An Stelle der Allgemeinheit sollte ein
kleinerer Kreis herangezogen werdem3_von dem man erwartete,

daß er der Durchführung dieser Aufgabe ebenso gewachsen sein

würde„ Die Regelung ist also als eine rein berufsständische
gedacht und beruht — wie bereits erwähnt - auf der Erwägung,

daß im Gegensatz zu den im öffentlichen Dienst Tätigen, den

Rentenehpfängern, Arbeitslosen usw„ bei den in der Wirtschaft

Beschäftigten der Fahilienstand durch die Earifvcrträge mit—

telbar nur bis zum zweiten Kind berücksichtigt wird° wenn

man den Standpunkt einnehmen wollte‚ daß es Aufgabe der All“

gemeinheit gewesen sei‚ für diese Mehrkinder zu sorgen, so

hätte dies wohl nur unter dem Gesichtspunkt der Bevölkerungs—
politik geschehen können, Diese ist aber, wie bereits oben

dargelegt, mit besonderer Absicht nicht unmittelbar in den
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XX„

Zuständigkeitskatalog aufgenommen worden. Das Gegenteil einer

solchen Regelung wäre gewesen, den einzelnen Unternehmer zu

verpflichten, für die kinderreichen Arbeitnehmer seines Bee

triebes zu sorgen, etwa wie dies im Mutterschutzgesetz für

die werdende Mutter vorgesehen ist„ Die Folge davon wäre aber

eine Beschränkung der Wettbewerbsfähigkeit des einzelnen Be—
tfiebes gewesen, die dazu geführt hätte, daß er sich der ‘

kinderreichen Arbeitnehmer möglichst bald-entledigen würde°

Deshalb hat der Gesetzgeber den Mittelweg gewählt, die Wirt—
schaft als solche zu belasten° Die gewerbliche Wirtschaft ist,

wie das Bundesverfassungsgericht in dem Investitionshilfeur—

.teil ausgeführt hat, von jeher als besonderes'0bjekt öffent—

licher Lasten anerkannt, es sind sogar in der Rechtsprechung

Sondersteuern für einzelne Berufsstände und Gewerbezweige als

,
mit dem Gleichheitssatz vereinbar angesehen werden, wenn sie

. mit der Eigenart des Sachverhalts begründet werden können

(BVerfes„ 4 s„ 19)“

Aufgabe des Gesetzgebers ist es,
bei der Auswahl der Tatbe—

stände, für die eine gesetzliche Regelung getroffen wird, sach—

gemäß zu verfahren, also nach Gesichtspunkten; die sich aus

der Art der zu regelnden Lebensverhältnisse ergeben, d„ho nicht

willkürlich sind, und weiter, daß die vom Gesetz geregelten

Tatbestände in sich gleichartig geregelt sind (BVerfGE„ 4 S„

219 £é427)„ Wenn hier der Gesetzgeber die Wirtschaft als sol«

che belastet hat, so kann nach dem bisher Ausgeführten daraus .
nicht wohl der Schluß gezogen werden, daß diese Regelung etwa.

willkürlich gewesen sei„ Die Maßnahmen sind eingehend durch“
dacht, entsprechen — bei der derzeitigen Regelung — vernünf—

tiger Überlegung und verletzen nicht den Gleichheitssatz„

Die Belastung der Wirtschaft mit der Aufbringungsbflicht be—

sagt nun allerdings noch nichts darüber, ob etwa bei der ‘

Auswahl der Personen, die beitragspflichtig sind, der Gleich—

heitssatz verletzt sein könnte° Nach % 10 KGGist beitrage—
pflichtig, wer für Arbeitnehmer, Selbständige oder mithalten—
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de Familienangehörige Beiträge zu den Berufsgenossenschaften

.„e„ aufzubringen hat oder hätte, wenn diese Personen ver—

sichert wären° Damit ist gemeint‚ daß alle Unternehmer für

sich, für ihre Arbeitnehmer und für ihre mithelfenden Fa—

milienangehörigen Beiträge aufzubringen haben, soweit nicht

Ausnahmevdrsehriften dem entgegenstehen° ' '

Der Gesetégeber hatte die verschiedensten Möglichkeiten, die

wirtschaft zu belasten“ Er konnte die Betriebe als solche

je nach Größe, Umsatz usw„ zur Beitragspflicht heranziehen„

er konnte die Unternehmer nur nach der Zahl der Arbeitnehmer,

aber auch die Unternehmer selbst und ggf‚ auch die Arbeitneh—

mer mit als beitragspflichtig erklären° Wie sich aus 5 10 KGG

ergibt, hat er den Weg gewählt, die Selbständigen zu belasten,

aber nicht nur für ihre Arbeitnehmer und mithelfenden Fat

milienangehörigen, sondern auch für sich selbst„ Unter Selb—

ständigen versteht er nach 5 2 Abs„ 3 KSG alle Unternehmer

im Sinne des Dritten Buches der BVG, einschließlich der Haus—

gewerbetreibenden und Zwischénmeister, mit Ausnahme der Haus-

haltungsvorstände. Anknüpfungspunkt ist damit der Unternehmer—

begriff des 5 633 Abs° 1 EVO: "Unternehmer eines Betriebes

oder einer Tätigkeit ist derjenige, für dessen Rechnung der

Betrieb oder die Tätigkeit geht"„ Dabei werden Unterschiede
weder zwischen natürlichen und juristischen Personen noch

hinsichtliéh des Betriebes oder der Tätigkeit gemacht°

Sievers (e.e.0° s„ 445 Iii ze) meint, die leichte organisa—
torische Erfaßbarkeit gerade dieses Kreises vermöge die Aus—

wahl nicht zu rechtfertigen, weil hier die Auferlegung von
Pflichten in Frage kommea Dem kann nicht beigetreten werden„

Wenn der Gesetzgeber die Durchführung des Kindergeldrechts

.
Familienausgleichskassen übertragen wollte, die.bei den Be—

rufsgenossensehaften errichtet werden sollten — den Grund

dafür sah er, und zwar nicht abwegig oder willkürlich„darinp
daß die Berufsgenossensehsften über die umfangreichsten Unter—

lagen der einzelnen Betriebe verfügen —‚ dann blieb ihm ein
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anderer Weg als der im 5 10 KGG gewählte kaum übrigo Jede

‚andere Regelung würde eine anders geartete systematische

Ordnung vorausgesetzt haben°

Daß die Unternehmer für die Nehrkinder im Bereiche ihrer

Familienausgleichskasse als beitragspflichtig erklärt wer—
den, kann — immer die jetzige Regelung vorausgesetzt - nicht

als Verstoß gegen den Gleichheitssatz angesehen werden° Denn

insoweit werden sie auf dem Boden berufsständischer Solidari■

tät alle gleichartig herangezogen° Die Einwendungen des Klän

gers können deshalb nicht als berechtigt angesehen werden°

Zweifel sind weiter hinsichtlich des Kreises der Unternehmer‘}

insbesondere wegen der Heranziehung der nach 5 541 Nr„ 5 und

Nr„ 6 EVO Versicherungsfreien, geltend gemacht werden„ Aber

auch sie sind nicht begründet= In der Unfallversicherung sind

diese Berufskreise von der Versicherungspflicht ausgenommenp
weil es der Gesetzgeber nicht für richtig gehalten hat, sie

dem Schutz der Unfallversicherung zu unterstellen (vgl„ Brack-

mann, a„a.0„, S° 478}„ Im Kindergeldrecht handelte es sich '

aber darum, daß in erster Linie für die bggy£gtätiggn kinder»
reichen Arbeitnehmer — soweit sie nicht, wie die Angehörigen

des öffentlichen Dienstes, schon anderweit versorgt waren —
das Kindergeld aufgebracht werden sollte, also auch für die

im Bürodienst Beschäftigten° Ob die Arbeitnehmer, die bei den'

insoweit Beitragspflichtigen des @ 541 Nr„ 5 BVG tätig sind;

die Voraussetzungen für den Bezug des Kindergeldes erfüllen9

konnte dabei nicht von ausschlaggebender Bedeutung sein„ da

dies bei den übrigen Unternehmern auch nicht berücksichtigt

wird° Die Beantwortung der weiteren Frage, ob diese Kreise

zur Wirtschaft zu rechnen sind, ergibt sich daraus‚ daß sie

jedenfalls unter den Unternehmerbegriff des € 635 EVOfallen
und der Begriff Wirtschaft im Sinne der Unfallversioherung

und demgemäß auch des Kindergeldgesetzes im weitesten Sinne

aufzufeesen ist°
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XXI„

Die Belastung der Selbständigen mit der Entrichtung von Kinder-

geld auch für ihre Person beruht auf der Regelung„ daß sie

für ihre Person auch empfangsberechtigt sind9 wenn sie mehr

als zwei Kinder haben: Ihre Heranziehung kann nicht als un—

billig angesehen werden; denn würde man sie zwar allgemein

als empfangsberechtigt bezeichnen — daß sie ausgenommen wur—

den‚ wäre nicht zu rechtfertigen gewesen —‚ aber für ihre Per—

son beitragsfrei lassen, so würde allgemein für sie eine Ent—

lastung dadurch kaum eintretena Die Beiträge richten sich nach

dem Bedarf, d„h„ also nach der Zahl der Mehrkinder im Berei—

che der Familienausgleichskasse„ Die Befreiung der Selbstän—

digen selbst von der Aufbringungspflicht würde nur eine Ver—

schiebung insofern darstellen, als dann je Kopf der Arbeit—

nehmer ein höherer Beitrag gezahlt werden müßte„ Das gilt

ebenso für die juristischen Personen, wenn sie auch der gan—

zen Sachlage nach als Empfänger nicht in Frage kommen können°

Da somit die Unternehmer in gleicher Weise herangezogen2 also

gleich behandelt werden, ist ein Verstoß gegen den Gleich—

heitssatz nicht gegeben„ Das Grundgesetz hat, wie das Bundes—
verfassungsgericht (BVerfGEo 4 8° 15) ausgeführt hat‚ die

Spannung Individuum — Gemeinschaft im Sinne der Gemeinschafte—

bezogenheit und Gemeinechaftsgebundenheit der Person ente

schieden, ohne dabei deren Eigenwert anzutasten„ "Der einzelne

muß sich diejenigen Schranken seiner Handlungsfreiheit gea

fallen lassen, die der Gesetzgeber zur Pflege und Förderung

des sozialen Zusammenlebens in den Grenzen des bei dem gege—

benen Sachverhalt allgemein Zumutbaren zieht, vorausgesetzt,

daß dabei die Eigenständigkeit der Person gewahrt bleibt„“

.In diesem Rahmen aber hält_sich das Kindergeldrecht„

Anders liegt die Frage, ob es zu vertreten ist? daß die un«

selbständig Beschäftigten zn Beiträgen nicht herangezogen wer—
den, und zwar ohne Rücksicht auf ihr Einkommen‚ das zum Teil

das eines Selbständigen weit übersteigtu■ollte man sie äwnßlb

_39„.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-—_39-4

mit Beiträgen belasten, so würde damit für diesen Kreis der

Grundgedanke der Kindergeldregelung verfälscht werden, den
Leistungslohn in gewissem Sinne

zu einem sozialgerechten Fa—

milienlohn hinzuführen, Denn der Leistungslohn des einzelnen
Arbeitnehmers, den das Kindergeldgesetz unangetastet läßt,

würde dann in der Wirkung unmittelbar um die Beträge ge—

kürzt werden, die von ihm als Beiträge aufzubringen wären,
Daß dies nicht nur unberechtigt, sondern auch ungerecht wäre,

bedarf bei der jetzigen Regelung keiner weiteren Begründunc=

Dabei kann es im Einzelfall nicht auf die Höhe des Entgelts

ankommen, da unbestreitbar die Aufziehung und Versorgung von

Mehrkindern in jedem Falle entsprechende Mehrlasten zur Folge

hat, Ob das Kindergeld bei höherem Einkommen notwendig, an—

gebracht oder überhaupt wirksam ist, braucht deshalb hier

nicht untersucht zu werden, Die Prüfung des Gerichts hat sich

nur darauf zu erstrecken, ob der Gesetzgeber die äußersten
_

Grenzen seines Ermessens innegehalten und dieses nicht miß— '
braucht hat (BVerfGEu 4 S, 18)„ Davon kann aber hier nicht

gesprochen werden° Umgekehrt könnte aber jede Ausnahmerege—

lung zur Annahme einer Verletzung des Gleichheitssatzes füh—

ren° Im übrigen wird die Rüge eines Verstoßes gegen den Gleich—

heitssatz mit der Absicht, ein Gesetz zu Fall zu bringen, je-

denfalls nicht schon dann geltend gemacht werden können, wenn

damit —wie bei der Nichtheranziehung hochbezahlter Arbeit—
nehmer - lediglich nicht erheblich ins Gewicht fallende Aus—

wirkungen berührt werden, sondern die „ angebliche Verletzung
mehr oder weniger theoretischer Natur ist°

XXII,Unzutreffend ist auch die Auffassung, Arto 3 Abs, 1 GG sei

dadurch verletzt, daß die bei den gewerblichen Berufsgenos— .
senschaften und der See—Berufsgenossenschaft errichteten '

Familienausgleichskassen 2/3 des Bedarfs der bei landwirt-
schaftlichen Berufsgenossenschaften errichteten Familien—

ausgleichskassen aufzubringen hätten (@ 11 Abs" 2; 5 14 Abs„1,
2 KGG)„ Es ist eine statistisch nachzuweisende Tatsache, daß
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Mitglieder der landwirtschaftliehen Berufsgenössensehaften

und damit ihrer Bamilienausgleichskassen zu einem sehr erheb—l

lichen Teil kleine und kleinste Unternehmer sind? die zwar

in größerem Umfang als sonst zu den Kinderreichen gehören‚

wegen der geringen Größe ihrer Wirtschaft aber finanzi— L

011 besonders leistungsschwaeh sind Daß die Landwirtschaft

seit längerer Zeit staatlicher Unterstützungen bedurfte und

noch bedarf, ist bekannt„ Die Belastung dieser Unternehmer

in der gleichen Weise wie die der gewerblichen Wirtschaft

würde zu einer ungerechtfertigten Überforderung führen„ Hier
‚liegt eine naturgegebene Ungleichheit im wirtschaftlichen

und sozialen Leben vor, die der Gesetzgeber berücksichtigen

mußte„ Hätte er die landwirtsohaftlichen-Unternehmer mit den

anderen gleich behandelt, so hätte er damit gegen den Gleich—

heitssatz verstoßen„ Denn die gesetzliche Regelung muß der

Eigenart des Sachverhalts entsprechen, durch sie gerechtfer—

tigt werden und am Gedanken der Gerechtigkeit orientiert sein

(BVerfG-Eu4 s.‚ 18).. '

Der Kläger sieht einen Verstoß gegen den Gleichheitssatz auch

in der Art, wie die Mittel aufgebracht werden, wobei er die

Bemessung nach der Kopfzahl der Arbeitnehmer für ebenso un-

gerecht und willkürlich hält wie die nach der Lohnsummec Die—

se Rüge ist nicht gerechtfertigt, Ein Maßstab muß für die Be—

rechnung der Beiträge zugrunde gelegt werden° @11 KGG ent—
hält hierfür bestimmte und Ermessensvorschriften, wobei letz—

tere dazu dienen sollen, eine unzumutbare Belastung auszu—‘

schließen° Diese Grundsätze an sich verstoßen nicht gegen

Art° 3 GG„ Das würde nur anzunehmen sein, wenn ein Ermessens—

mißbrauch vorliegen würde, und zwar bei den Beschlüssen und

Maßnahmen der einzelnen Familienausgleichskassen und gegebew

nenfalls des Gesamtverbandesa

Die Berechnungsweise nach 6 11 KGG beruht auf dem Gedanken\.

der Selbsthilfe und Selbstverwaltung innerhalb der berufs—

: „ 41 _
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ständischen Gemeinschaft. Daß sich im Einzelfall Härten

ergeben können, mag zutreffenu Sie können aber bei jeder

'-l.gesetzlichen Regelung eintreten9 ohne daß diese damit

gegen den Gleichheitssatz verstößta Im übrigen werden

sich gewisse Anlaufschwierigkeiten immer zeigen, später

aber nach Möglichkeit beseitigen_oder ausgleichen las—
'- sen° Der Kläger hätte das Rügerecht deshalb nur‘} wenn

XXIV„

er geltend machen könnte, daß die für ihn zuständige

Familienausgleichskasse willkürlich ihre Maßnahmen ge—

troffen hätte° Hierfür ergeben sich aus seinem Vorbrin—

gen keine Anhaltspunkte° '

Das gleiche gilt; soweit er sich darauf beruft„ daß die

Familienausgleichskassen die Selbständigen verschieden

behandeln; denn auch dies liegt in ihrer Ermessensbe—

fugnis° ‘ ' ' '

Unzutreffend ist die weitere Rüge einer unzulässigen '

Mischverwaltung„ Sie wurde
nur gegeben sein, wenn der

als Körperschaft des öffentlichen Rechts errichtete Ge—

samtverband der Familienausgleichskassen?(■ 19 KGG) als

übergeordnetes Bundesorgan eine_Weisungsbefugnis nicht

-nur gegenüber den bundes—, sondern auch den landesun-

mittelbaren Familienausgleichskassen haben würde„ Denn
' diese teilen wegen ihrer Anschließung an die Berufsge—

nossenschaften auch deren staatsrechtlichen Stand„ Der

Gesamtverband ist zwar rechtlich eine selbständige Kör—

-perschaft‚ aber seine Mitglieder sind nur die Familien—

ausgleichskassen‚ deren (je zwei) Mitglieder die Ver—

treterversammlung bilden und aus deren Mitte den Vor—

stand wählena(ää 21 bis 23 KGG)„ Der Geschäftsführer
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selbst gehört diesem nur mit beratender Stimme an (% 24 KGG)O

Daraus ergibt sich, daß der Gesamtverband lediglich eine

Zusammenfassung der Familienausglcichskassen darstellt und

in dieser Form als besondere Aufgaben die Umlcgung von Zu;

schüssen für die landwirtschaftlichen Familienausgleichs—
Rassen auf die übrigen und den Ausgleich unter bedürftigen

Kassen (95 14 Abs„ 2 und 3, 23 Aha„ 5 me) durchführt„ Je—
denfalls ist damit nicht ein Dritter als weisungsbefugt an—

zusehen„ Das kann auch nicht für die Vorschrift des @ 25

Abs„ 2 Satz 2 KGG angenommen Werden, wonach der Gesamtver—

band für die Antragstellung die Verwendung eines einheit—

lichen Antragsvordrueks für alle Familienausgleichskassen

vorschreiben kann, da es sich hier um eine der Vereinfa—
chung dienende, rein büromäßige Maßnahme handelt„ Die im

Gésamtverband zusammengeschlossenen Familienausgleichskas—

sen treffen die Entscheidungen in eigener Zuständigkeit‚

Als eine unzulässige Mischverwaltung kann diese Organi—

sationsform nicht angesehen werden. Abgesehen davon würde
_sie nicht dazu führen, die Rechtsgültigheit des Kindergeld—

gesetzes als solchen in Zweifel zu ziehen„

Demnach ist zusammenfassend_festzustellen:

Das Kindergeldgesetz ist auf Grund der Gesetzgebungszustän-

digkeit des Bundes ordnungsmäßig zustande gekommen° Vera

stöße gegen den Gleichheitssatz liegen nicht vor°

- Die angefochtenen Verwaltungsakte sind rechtens°
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Die Revisionist unbegründet,sie mußtedeshalbzurück-
gewiesen werden (5 170 Abs„ 1 Satz 1 SGG)o

Die Entscheidung-über die Kosten ergibt sich aus @ 193

SGG„_‚
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